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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 120 Senat des Bundessozialgeriohts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 240 November 1967 durch

Bundesrichter s c h m i d t h a 1 s
‘ — Vorsitzender — 9

Bundesrichterin G e y s e r „
Bundesrichter Dr„ F r i e d e r i o h s ‚
Bundessozialrichter W e b e r und

Bundessozialrichter F o x

für Recht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 250 Oktober 1966 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

haben die Beteiligten einander nicht zu erstatteno
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ID

Die Beteiligten streiten darüber‚ wie der Zeitraum zwischen

dem ersten und dem letzten Beitrag im Sinne des Art„ 2

5 14 Satz 2 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (ArVNG) in der bis zum 310 Dezember 1965 in Kraft

gewesenen Fassung zu berechnen isto

'Der
am 80 März 1900 geborene Kläger trat an 8a März 1916

erstmalig in die Invalidenversicherung eino Bei der mit

Wirkung vom 1° Januar 1964 unter Berücksichtigung von Art„ 2

5 55 Abs° 2 ArVNG gewährten Rente wegen Berufsunfähigkeit

von monatlich 266,40 DM rechnete die Beklagte nach Art° 2‘

5 14 ArVNG aF9 doho idF vor dem Rentenversicherungsänderungs—

gesetz (RVÄndG)‚ nur eine pauschale Ausfallzeit von 14 Mona—
ten bei insgesamt 48 anrechnungsfähigen Versicherungsjahren

an9 während sie in einem voraufgegangenen9 aber jetzt nicht

mehr streitigen Bescheid 48 1/2 anrechnungsfähige Versiche—

rungsjahre angenommen hatte (Bescheid vom 50 Februar 1965)c

Während des Klageverfahrens wandelte die Beklagte durch ‘

Bescheid vom 60 April 1965 die Rente wegen Berufsunfähig—

keit mit Wirkung vom 10 März 1965 in das Altersruhegeld

wegen Vollendung des 650 Lebensjahres um9 wobei sie eben—

falls eine pauschale Ausfallzeit von 14 Monaten und 48 an—

rechnungsfähige Versicherungsjahre zugrunde legteo Mit der

Klage hat der Kläger die Anrechnung von 48 1/2 Versiche—

rungsjahren anstelle von 48 Versicherungsjahren erstrebt°

Die Klage blieb erfolglos (Urteil vom 220 November 1965)„

Mit der Berufung hat der Kläger sein Klageziel weiter ver—

folgt und außerdem verlangt‚ bei der Berechnung des Alters—

ruhegeldes 49 1/2 Versicherungsjahre zugrunde zu legen°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers

zurückgewiesen (Urteil vom 250 Oktober 1966); Es hat?

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

wie das Sozialgericht (SG)9 die Auffassung vertreten9 daß

sich der in Art„ 2 5 14 Satz 2 ArVNG aF genannte "Zeitraum

zwischen dem ersten und dem letzten Beitrag" nach Kalender—

monaten bemesseo

Das LSG hat die Revision zugelassene

Die Revision rügt Verletzung des Arte 2 © 14 Satz 2 ArVNG aFo

Der Kläger beantragt sinngemäß9

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landessozial—

gerichts vom 250 Oktober 1966 und das Urteil des Sozial—

gerichts Schleswig vom 220 November 1965 aufzuheben und

die Bescheide der Beklagten vom 50 Februar 1965 und vom
60 April 1965 dahin abzuändern7 daß bei der Berechnung

' der Rente wegen Berufsunfähigkeit bis zum 280 Februar 1965

48 1/2 Versicherungsjahre und bei der Berechnung des

Altersruhegeldes wegen Vollendung des 650 Lebensjahres

ab 10 März 1965 49 1/2 Versicherungsjahre zugrunde gelegt

werdeno

Die Beklagte beantragt?

die Revision des Klägers zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd-

liche Verhandlung (5 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes
—SGG—)einverstanden erklärt„

Ile

Die Revision des Klägers ist unbegründeto

Der Ansicht der Revision kann nicht gefolgt werden; bei Berech—

nung der Renten des Klägers seien 48 1/2 bzwo 49 1/2 Versiche—

rungsjahre anzureohnen° Nach Art° 2 5 14 ArVNG aF — diese
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Vorschrift war bis zum 51„ Dezember 1965 in Kraft (Art° 2
© 1 Nr[) 49 Art„ 5 © 10 Abso 1 Buchst„ d RVÄndG) und ist
für die Feststellung der Renten des Klägers anzuwenden —
ist bei der Berechnung der Rente für die Zeit vor dem In—

krafttreten des ArVNG (10 Januar 1957) ein Zehntel der bis

dahin mit Pflichtbeiträgen belegten Zeit als Ausfallzeit
anzurechnen‚ wenn der Berechtigte nicht längere Ausfall—

zeiten nachweist° Dies gilt nur insoweit, als der Zeitraum

zwischen dem ersten und dem letzten Beitrag nicht schon mit

Versicherungszeiten belegt istc

Der durch diese Vorschrift gewährten Rechtswohltat der An—

rechnung einer pauschalen Ausfallzeit für diejenigen Ver—

sicherten9 die nicht imstande sind? ihre Ausfallzeiten für

die Zeit bis zum 310 Dezember 1956 im einzelnen nachzu—

weisen, ist eine Grenze gesetzt: Die Versicherungszeiten

und die anzureehnende pauschale Ausfallzeit dürfen zusammen
nicht mehr als die gesamte Zeit zwischen dem ersten und dem

letzten Beitrag betrageno Da nach Satz 1 des Artc 2 5 14

ArVNG aF bei der Anrechnung von einem Zehntel der bis zum
51° Dezember 1956 mit Pflichtbeiträgen belegten Zeit als

Ausfallzeit die Versieherungszeit umidie so errechnete pau—

schale Ausfallzeit mehr als die gesamte Zeit zwischen dem

ersten und dem letzten Beitrag ausmachen können? schreibt>

Arte 2 © 14 ArVNG aF vor‚ daß die pauschale Ausfallzeit
auf die Zeit begrenzt wird9 die sich ergibt‚ wenn von der

gesamten Zeit zwischen dem ersten und dem letzten Beitrag

die zurückgelegten Versicherungszeiten abgezogen werden„

Die so ermittelte Zeit ist dann die anreehnungsfähige pau—

schale Ausfallzeit° Insofern müssen die Vorschriften in

den beiden Sätzen des Arte 2 5 14 ArVNG aF im Zusammenhang

gesehen und angewandt werden° Die sich nach Anwendung des

ersten Satzes ergebende Ausfallzeit ist nur vorläufig; sie

muß auf Grund des Satzes 2 geprüft und kann erst endgültig
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festgelegt werden9 wenn sich ergibt? daß auch den Voraus—

setzungen dieser Vorschrift genügt isto Hierdurch wird er—

reicht, daß die vom Gesetzgeber verfügte Grenze für die

pauschale Anrechnung von Ausfallzeiten nie überschritten

wirdo

Eine solche9 durch das Gesetz gebotehe Prüfung? ob die Zeit,

die sich aus der Zusammenrechnung der Versieherungszeiten

und der zunächst nach Satz 1 des Arto 2 © 14 ArVNG aF ermit—
telten pauschalen Ausfallzeit ergibt‚ die Zeit nicht über—

schreitet, die in Satz 2 für die pauschale Anrechnung von
Ausfallzeiten begrenzt wird, setzt wegen des notwendigen

Vergleichs der beiden Zeiträume voraus, daß sie nach der—

selben zeitlichen Einheit gemessen werdeno '

Über die Berechnung der bis Zum 31„ Dezember 1956 mit Pflicht—

beiträgen belegten Zeit im Sinne des Art„ 2 5 14 Satz 1 ArVNG

besteht unter den Beteiligten mit Recht kein Streito Sie ist

zutreffend gemäß 5 1250 der Reichsversieherungsordnung (EVO)

berechnet werden und ergibt die nach dem Kalender festge—

stellte Zeit von 475 Beitragsmonaten° Streitig ist nur der

"Zeitraum zwischen dem ersten und dem letzten Beitrag"? der

nicht schon mit Versicherungszeiten belegt sein darf im

Sinne des Art„ 2 5 14 Satz 2 ArVNC—° Da für den Kläger für

die Zeit vom 8„ März 1916 an der erste und für die Zeit bis

zum 31° Dezember 1956 der letzte Beitrag entrichtet ist? han—

delt es sich um den Zeitraum zwischen diesen beiden Zeit—

punkten° Dieser Zeitraum kann indessen nur, wie das LSG be—

reits mit zutreffender Begründung dargelegt hat, die Kalender—

zeit vom 80 März 1916 bis 310 Dezember 1956 sein? die nach

vollen Monaten zu berechnen ist? weil die Zeit im Sinne des

Art° 2 © 14 Satz 1 ArVNG auch nach vollen Kalendermonaten be—

rechnet isto Nur so läßt sich ermitteln‚ welche Zeit als

Ausfallzeit höchstens in Betracht kommt; denn das ist die Zeit?
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die verbleibt, wenn die als Versicherungszeit festgestell—

ten Kalendermonate im Sinne des Satzes 1 von dem Kalender—

zeitraum im Sinne des Satzes 2 abgezogen werden (im Er—

gebnis ebenso: BSG 199 223, 224 f; BSG SozR ArVNG Arte 2

@ 14 aF Nro 7 Bla Aa 3 Rückso unten und Aa 4; Brackmann,
Handbuch der Sozialversicherung9 Band III, S() 700 e, f;

Brockhoff, in RVO—Gesamtkommentar,Arte %5 14Anm„3;
Verbandskommentar, 8° Ergänzung, 1„ Juli 1966? 5 1259/

5 36 AVGAnm„53, 36)°

Die Revision wendet sich zu Unrecht dagegen‚ daß als
Zeitraum im Sinne des Art„ 2_ä 14 Satz 2 ArVNG die Kalen—

dermonate in der Zeit vom 80 März 1916 bis zum 310 Dezem—

ber 1956 = 490 Kalendermonate angesehen werden„ Sie

meint, für diese Zeit müsse die mögliche Versicherungs—

zeit errechnet werden und zwar in der Art? daß auch hier

gemäß @ 1250 Abs° 2 RVO für die Zeit bis zum 28° Juni

1942 die Beitragsmonate berechnet werden° Eine solche

Berechnung ergebe als mögliche Versicherungszeit 495 Bei—

tragsmonate statt der in anderer Weise berechneten 490

Kalendermonate; denn die Zeit vom 80 März 1916 bis zum

28„ Juni 1942 umfasse 1°373 Wochen = 317 Monate„ Die

Zeit vom 290 Juni 1942 bis 31° Dezember 1956 ergebe

176 Monate, weil der Monat Juni 1942 nach 5 1250 Abso 3

BVG voll anzureChnen sei„ Insgesamt ergebe sich somit

eine Versicherungszeit von 495 Monaten° Da der Kläger

'tatsächlich an Versicherungszeiten 475 MOnate zurück—

gelegt habe9 könne als pauschale Ausfallzeit eine Zeit

von 18 Monaten angamchnet werdeno Die Revision stellt

folgende Berechnung auf:
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Nach dem 1° Januar 1957 habe der Kläger
eine Versicherungszeit von 86 Monaten
zurückgelegt° ‘

Vor dem 10 Januar 1957 seien 475 Monate
zu berücksichtigeno

; _ 3
Als Ausfallzeit müßten *

.
18 Monate

angerechnet werden„

Versicherungszeiten und Ausfallzeiten
ergäben zusammen ———

‘1 579 Monate

und somit 48 1/2 Versicherungsjahreo

Diese Berechnung hat das LSG mit Recht als nicht richtig

abgelehnto Der Zeitraum im Sinne des-Arto 2 5 14 Satz 2

ArVNG zwischen dem ersten und dem letzten Beitrag ist

eine nach der Kalenderzeit festgelegt?zeitliche Begren—

zung° Dies folgt schon daraus? daß dieser Zeitraum zu

dem in Satz 1 genannten in eine Beziehung gesetzt ist?

nämlich zu dem kalendermäßigen Zeitraum vor dem Inkraft—

treten des ArVNG9 der am 31° Dezember 1956 geendet hate

Auch stellt Satz 2 darauf ab‚ daß der Zeitraum zwischen

dem ersten und dem letzten Beitrag nicht schon mit Ver—

sicherungszeiten belegt ist° Mit Versicherungszeiten

können aber nur die mit Pflichtbeiträgen belegten Zeiten
im Sinne des Satzes 1 gemeint sein‚ die9 soweit für sie

Wochenbeiträge entrichtet sind9 bereits gemäß @ 1250

Abs„ 2 RVO auf volle Kalendermonate berechnet sind„ Es

kann deshalb nur ein kalendermäßig festgestellter Zeit—

raum der kalendermäßig berechneten Versicherungszeit

gegenübergestellt werdenc

Nun könnte zwar auch im Falle des Satzes 2 die dort ge—
nannte Versicherungszeit nach Kalendermonaten gemäß

5 1250 Abs„ 2 RVO berechnet werden° Dies könnte dazu
führen‚ daß sich rechnerisch als mögliche Versicherungs—

zeit für die Zeit vom 80 März 1916 bis zum 31° Dezember 1956
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eine Zeit von mehr als 490 Kalendermonaten ergibt? sei es
eine Zeit von 491 Kalendermonaten oder sogar? wie der

Kläger meint9 von 493 Kalendermonatena Dem braucht aber

nicht weiter nachgegangen zu werden°

Da bei der Berechnung des Zeitraumes im Sinne des Arta 2

5 14 Satz 2 ArVNG jedenfalls von keinem früheren Zeit—
punkt ausgegangen werden kann als dem erstmaligen Eintritt

in die Versicherung — hier am 8° März 1916 — und anderer—
seits eine Ausfallzeit nur für die Zeit bis zum 31„ De—

zember 1956 berücksichtigt werden darf9 ergibt sich schon

hieraus9 daß Versicherungszeiten und Ausfallzeiten zu—‚

sammen sich jedenfalls auf den Zeitraum vom 1„ März 1916

bis 310 Dezember 1956 beschränken müssen? das sind aber

490 Monate° Wollte man weitere Kalendermonate als Ver—

sicherungszeiten berücksichtigen, so könnten sie nur in

die Zeit vor dem erstmaligen Eintritt in die Versicherung

oder in die Zeit nach dem 31„ Dezember 1956 fallen„ Das

ließe sich aber mit den in Art„ 2 5 14 Satz 1 und 2 ArVNG

bestimmten Zeiträumen nicht vereinbareno ’ *

Vom 1° Januar 1966 an gilt Art° 2 @ 14 ArVNG in der Neu—

fassung des RVÄndG (Art° 2 5 1 Nr„ 47 Art„ 5 5 10 Abs„ 1
Buchsto d RVÄndC—)o In Satz 2 ist nunmehr bestimmt, daß

die Zeit vom Beginn des Kalendermonats der Entrichtung

des ersten Pflichtbeitrages bis zum Ende des Kalender—

monats der Entrichtung des letzten Pflichtbeitrages vor
dem 10 Januar 1957 zu ermitteln ist° Das jetzt geltende

Recht stellt also ausdrücklich auf die Zeiteinheit des

Kalendermonats aba

Da der Zeitraum zwischen dem ersten und dem letzten Bei—

trag 490 Kalendermonate umfaßt und dieser Zeitraum schon
mit Versicherungszeiten von 475 Monaten belegt ist; können

als pauschale Ausfallzeit nur 15 Monate angerechnet werden

lund nicht wie die Revision meint 18 Monateo Unter Ein—

beziehung der nach dem 31. Dezember 1956 zurückgelegten

_.9_.
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Versicherungszeit ergibt sich für die Ermittlung der anrech—

nungsfähigen Versicherungsjahre gemäß 5 1258 EVO folgende

Berechnung:

Versicherungszeit bis zum
51„ Dezember 1956 475 Monate
pauschale Ausfallzeit bis zum
510 Dezember 1956 15 Monate

Versicherungszeit nach dem
51° Dezember 1956 _8é Monate

insgesamt 576 Monate‚
also 48 Versicherungsjahre (@ 1258 Abs° 2 RVO)„

Die Beklagte hat sonach mit Recht der Berechnung der Rente

wegen Berufsunfähigkeit und des Altersruhegcldes gemäß

5 1255 Abs„ 1, @ 1254 Abs„ 1 EVO eine Zeit von 48 anrechnungs—

fähigen Versicherungsjahren zugrundegelegto Die angefoché

tene Entscheidung,in der diese Berechnung bestätigt worden

ist, ist daher nicht zu beanstandeno

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGGO
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